
 

  

S 5 AS 78/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Bayreuth
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 5
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AS 78/05 ER
Datum 19.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgewiesen
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin begehrt die Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitssuchende im Wege der einstweiligen Anordnung.

Bei der Antragstellung am 21.01.05 gab die Antragstellerin an, in eheÃ¤hnlicher
Gemeinschaft mit ihrem Mitbewohner â�¦ zu leben.

Die Antragsgegnerin berÃ¼cksichtigte daraufhin das Einkommen des
Lebenspartners der Antragstellerin (EURO 1.452,06) und lehnte nach Feststellung
des Bedarfes (EURO 899,34) mit Bescheid vom 02.02.05 die Bewilligung von
Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende ab, weil die Antragstellerin
nicht hilfsbedÃ¼rftig sei. Ã�ber den am 03.03.05 erhobenen Widerspruch hat die
Antragsgegnerin noch nicht entschieden.
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Am 15.04.05 hat der BevollmÃ¤chtigte der Antragstellerin den Erlass einer
einstweiligen Anordnung beantragt. Er machte unter Hinweis auf den Beschluss des
SG DÃ¼sseldorf vom 16.02.05 (Az. S 35 SO 28/05 ER) geltend, dass hinsichtlich
Anrechnung von Einkommen eheÃ¤hnlicher Partner erhebliche
verfassungsrechtliche Bedenken bestÃ¤nden. Die Voraussetzungen fÃ¼r die
Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende seien
gegeben, weil die Antragstellerin lediglich Ã¼ber monatliche EinkÃ¼nfte in HÃ¶he
von EURO 80.- aus Gelegenheitsarbeiten und keinerlei VermÃ¶gen verfÃ¼gen
wÃ¼rde, andererseits, unterstÃ¼tzt durch ihren LebensgefÃ¤hrten, die Kosten fÃ¼r
die Unterkunft und fÃ¼r ihre freiwillige Krankenversicherung zu tragen hÃ¤tte.

Er beantragt daher,

Die Antragsgegnerin wird verpflichtet der Antragstellerin bis zum Abschluss des
Verfahrens als Lebensgrundsicherung den Betrag von EURO 276.- zu bezahlen
sowie die Krankenversicherungskosten in HÃ¶he von derzeit EURO 119.- (AOK Hof)
zu Ã¼bernehmen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes abzuweisen.

Sie verweist darauf, dass die Regelung des Â§ 7 SGB II nicht gegen den
Gleichheitsgrundsatz verstoÃ�e, wenn sie gleichgeschlechtliche Lebenspartner, die
ihre Beziehung nicht unter den Schutz des Lebenspartnerschaftsgesetzes gestellt
haben, nicht in eine Bedarfsgemeinschaft einbezieht.

Zur Entscheidung lagen dem Gericht die beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Antragsgegnerin vor. Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhaltes wird hinsichtlich der
Einzelheiten auf den Inhalt der beigezogenen Verwaltungsakte und die bei Gericht
eingegangenen SchriftsÃ¤tze der Beteiligten Bezug genommen.

II.

Der statthafte zum Ã¶rtlich und sachlich zustÃ¤ndigen Sozialgericht Bayreuth
gestellte Antrag auf Bewilligung von Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende im Wege der einstweiligen Anordnung ist zulÃ¤ssig, Â§Â§ 51, 57
und 90 SGG (Sozialgerichtsgesetz).

Im Ergebnis ist der Antrag vom 15.04.05 auf Erlass einer einstweiligen Anordnung
jedoch unbegrÃ¼ndet, denn die Antragstellerin hat weder einen Anordnungsgrund,
noch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.

Nach Â§ 86b Absatz 2 Satz 1 kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine
einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr
besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustands die
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert
werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind auch zur Regelung eines
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vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn
eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint, Â§
86b Absatz 2 Satz 2 SGG.

In beiden FÃ¤llen setzt der Erlass einer einstweiligen Anordnung voraus, dass der
Antragsteller den geltend gemachten Anspruch glaubhaft gemacht hat, d.h. dass
der behauptete Anspruch Ã¼berwiegend wahrscheinlich ist (Anordnungsanspruch)
und dass die fÃ¼r eine einstweilige Anordnung gesetzlich genannten GrÃ¼nde
(Anordnungsgrund) vorliegen, wobei eine Vorwegnahme der
Hauptsacheentscheidung durch die einstweilige Regelung nur dann erfolgen darf,
wenn schwere, fÃ¼r den Antragsteller nicht mehr wieder gut zu machende
Konsequenzen drohen wÃ¼rden. Anordnungsgrund und Anordnungsanspruch sind
zwar rechtlich selbststÃ¤ndig, sie stehen jedoch in einer Wechselbeziehung
zueinander: Je gravierender der drohende Nachteil ist, umso geringere
Anforderungen sind an die Erfolgsaussichten in der Hauptsache zu stellen. (vgl.
Rohwer- Kahlmann; Kommentar zum SGG Â§ 86b Rn. 19, 21)

Die Antragstellerin konnte jedoch bereits einen Anordnungsgrund nicht glaubhaft
machen, weil sie unstreitig â�� nach ihren eigenen Angaben im Bewilligungsantrag
vom 21.01.05 â�� mit ihrem Mitbewohner â�¦ in eheÃ¤hnlicher Gemeinschaft lebt
und dieser sie â�� so zumindest die Einlassung des BevollmÃ¤chtigten der
Antragstellerin â�� bei der Kostentragung bezÃ¼glich der Wohnungskosten und der
Krankenversicherung unterstÃ¼tzt. Im Hinblick auf diese Angaben ist auch davon
auszugehen, wenn dies auch nicht ausdrÃ¼cklich eingerÃ¤umt worden ist, dass der
Lebenspartner der Antragstellerin dieser auch hinsichtlich des Ã¼brigen
Lebensunterhaltes UnterstÃ¼tzung zukommen lÃ¤sst.

Ein Anordnungsgrund kann angenommen werden, wenn es aus besonderen
GrÃ¼nden unzumutbar erscheint, den Antragsteller zur Durchsetzung seines
Anspruchs auf das Hauptsacheverfahren zu verweisen (vgl. Finkelnburg/Jank;
VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz im Verwaltungsstreitverfahren, 4. Aufl. 1998 Rn. 154
m.w.N.).

Im Falle der Antragstellerin sind jedoch keine GrÃ¼nde ersichtlich, die es ihr
unzumutbar machen wÃ¼rden, das Ende des Hauptsacheverfahrens abzuwarten,
insbesondere weil ihr Lebensunterhalt durch die tatsÃ¤chliche UnterstÃ¼tzung des
Lebenspartners gesichert ist und auch die zusÃ¤tzliche finanzielle Belastung, die
mit der freiwilligen Krankenversicherung (EURO 119.- lt. Angaben im Klageantrag)
einhergeht, â�� im Hinblick auf das zu berÃ¼cksichtigende Einkommen (EURO
1.452,06) und den bestehenden Bedarf (EURO 899,34) der Bedarfsgemeinschaft
â�� die Antragstellerin nicht hilfsbedÃ¼rftig werden lÃ¤sst.

DarÃ¼ber hinaus konnte die Antragstellerin auch keinen Anordnungsanspruch
glaubhaft machen, weil die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Bewilligung von
Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach der fÃ¼r den Anspruch
der Antragstellerin maÃ�geblichen Rechtslage nicht vorliegen.

Die Antragstellerin lebt mit ihrem LebensgefÃ¤hrten in einer eheÃ¤hnlichen
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Gemeinschaft, so dass im Rahmen dieser Bedarfsgemeinschaft, Â§ 7 Absatz 3 Nr.1
und Nr.3 b) SGB II, auch das Einkommen des Partners der Antragstellerin zu
berÃ¼cksichtigen war, und der Bedarf der Bedarfgemeinschaft durch dieses
Einkommen vollstÃ¤ndig gedeckt wird. Ein offensichtlicher VerstoÃ� dieser
Rechtsgrundlage gegen hÃ¶herrangiges Recht ist â�� entgegen der Auffassung des
SG DÃ¼sseldorf (Beschluss vom 16.02.05; Az. S 35 SO 28/05 ER) â�� nicht so
offenkundig, dass in einem Hauptsacheverfahren zu erwarten wÃ¤re, dass der
Antragstellerin Leistungen zugesprochen werden.

Die Regelung des Â§ 7 SGB II begegnet keinen durchgreifenden
verfassungsrechtlichen Bedenken, so dass ein Vorlageverfahren nach Art. 100
Absatz 1 GG erforderlich wÃ¤re.

Unter BerÃ¼cksichtigung der Entscheidung des BVerfG zu Â§ 137 Absatz 2a AFG ist
nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, dass die Anrechnung
von Einkommen eheÃ¤hnlicher Partner wegen der Verletzung des
Gleichbehandlungsgrundsatz vollstÃ¤ndig entfallen wird.

Mit der Entscheidung vom 17.11.92 (Az.: 1 BvL 8/87) hat das BVerfG eine
verfassungswidrige Ungleichbehandlung der homosexuellen Gemeinschaft im
VerhÃ¤ltnis zur eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft im wesentlichen mit dem Argument
verneint, dass eheÃ¤hnliche (heterosexuelle) Gemeinschaften hÃ¤ufiger
vorkommen und sich deutlicher als sozialer Typus herausgebildet haben als die
homosexuellen Gemeinschaften. An diesem Umstand hat sich lediglich insofern
etwas geÃ¤ndert, als mit dem Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsgesetz
(LPartEDiskrG) homosexuellen Paaren die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet wurde, die
bestehende Partnerschaft eintragen zu lassen und damit einhergehend Rechte in
Anspruch zu nehmen, die bis dahin lediglich Ehepaaren zustanden.

Mit der Regelung hat der Gesetzgeber selbst zum Ausdruck gebracht, dass die
homosexuelle Gemeinschaft keine sozial vÃ¶llig atypische Lebensform ist; jedoch
spielt auch heute noch die heterosexuelle eheÃ¤hnliche Gemeinschaft eine sehr viel
grÃ¶Ã�ere praktische Rolle, so dass nicht ohne weiteres zu erwarten ist, dass das
BVerfG heute einen GleichheitsverstoÃ� darin sehen wird, dass nicht auch die
Anrechnung der Mittel homosexueller nicht eingetragener Partner vorgeschrieben
ist.

Aber auch wenn sich eine grundrechtswidrige Benachteiligung eheÃ¤hnlicher
Lebensgemeinschaften im VerhÃ¤ltnis zu entsprechenden homosexuellen
Gemeinschaften feststellen lieÃ�e, ist im Ergebnis jedoch nicht mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit damit zu rechnen, dass die existierende Anrechnungsregelung
fÃ¼r nichtig erklÃ¤rt wird, weil es bei der Anrechnung der Mittel nichtehelicher
(heterosexueller) Partner im wesentlichen darum geht, eine Benachteiligung von
Ehegatten zu verhindern. Die LÃ¶sung die das Sozialgericht DÃ¼sseldorf gewÃ¤hlt
hat, begegnet in diesem Zusammenhang erheblichen verfassungsrechtlichen
Bedenken, weil dies bedeuten wÃ¼rde, dass nur die Mittel des Partners allein in der
Ehe, nicht aber in der eheÃ¤hnlichen Gemeinschaft bedÃ¼rftigkeitsmindernd
angerechnet werden. Hierdurch wird jedoch Art. 3 Absatz 1 GG i.V.m. Art. 6 Absatz
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1 GG verletzt und die Ehe in verfassungswidriger Weise benachteiligt

Soweit das BVerfG â�� im Rahmen einer Verfassungsbeschwerde oder eines
Vorlageverfahrens nach Art. 100 Absatz 1 GG â�� heute in der Nichtanrechnung der
Mittel homosexueller nicht eingetragener Partner eine verfassungswidrige
Benachteiligung heterosexueller Gemeinschaften sehen wÃ¼rde, wÃ¤re daher am
wahrscheinlichsten damit zu rechnen, dass dem Gesetzgeber allenfalls fÃ¼r die
Zukunft eine Nachbesserung nahe gelegt wird.

Nach allem kann nicht davon ausgegangen werden, dass der Antragstellerin im
Hinblick auf eine Verletzung des Gleichheitssatzes offensichtlich Leistungen nach
dem SGB II zustehen wÃ¼rden.

Da die Antragstellerin in der Hauptsache erfolglos bleibt hat sie keinen Anspruch auf
die Erstattung ihrer auÃ�ergerichtlichen Kosten. Die Kostenentscheidung beruht auf
Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 27.05.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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